Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 


15 . 03 . 74 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Höcherl, Leicht, Dr. Müller-Hermann 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1747 - 

betr. Tarifabschluß im öffentlichen Dienst 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 14. März 
1974 - D III 1 - 220 233/24 - die Kleine Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 


1. Durdisdinittliche prozentuale Verbesserung der Löhne und Ge- 
hälter 

1.1 Wie hoch ist die durchschnittliche prozentuale Anhebung 
der Bruttobezüge der Angestellten und Arbeiter im öffent- 
lichen Dienst ohne Kinderzuschläge im Gesamtjahr 1974 im 
Vergleich zum Vorjahr durch den neuen Tarif abschluß? 


Die durchschnittliche prozentuale Anhebung der Bruttobezüge 
(einschließlich der nicht angehobenen Zulagen usw.) der Ange- 
stellten und Arbeiter bei Bund (einschließlich Bahn und Post), 
Ländern und im Kommunalbereich im Jahr 1974 beträgt im Ver- 
gleich zum Vorjahr 

ohne Berücksichtigung der Kinderzuschläge 12,24 v. H. 

unter Berücksichtigung der Kinderzuschläge 1 1,88 v. H. 

Die im öffentlichen Dienst gewährten Kinderzuschläge werden 
seit jeher als Bestandteil des Einkommens gewertet. 


1.2 Wie hoch wird die durchschnittliche prozentuale Anhebung 
der Bruttobezüge der Beamten, Richter und Berufs- und 
Zeitsoldaten ohne Kinderzuschläge im Gesamtjahr 1974 im 
Vergleich zum Vorjahr sein, wenn die bevorstehende gesetz- 
liche Erhöhung der Bezüge dieser Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes entsprechend der Neuregelung in den Tarif- 
verträgen erfolgt? 

Die durdischnittliche prozentuale Anhebung der Bruttobezüge 
(einschließlich der nicht angehobenen Zulagen usw.) der Beam- 
ten, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten (einschließlich Versor- 
gungsempfänger) im Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes 
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im Jahr 1974 beträgt unter den genannten Voraussetzungen im 
Vergleich zum Vorjahr 

ohne Berücksichtigung der Kinderzuschläge 11,15 v. H. 

unter Berücksichtigung der Kinderzuschläge 10,93 v. H. 

Bei Herausnahme der Versorgungsempfänger aus dieser Durch- 
schnittsberechnung ergibt sich nur bei dem letztgenannten Vom- 
hundersatz eine geringfügige Erhöhung. 


1.3 Wie hodi ist die durdisdinittlidie prozentuale Anhebung 
der Bruttobezüge im öffentlichen Dienst ohne Kinderzuschlä- 
ge im Gesamtjahr 1974 im Vergleich zum Vorjahr durch den 
neuen Tarifabschluß für Angestellte und Arbeiter und durch 
die bevorstehende gesetzliche Erhöhung der Besoldung der 
Beamten, Richter und Berufs- und Zeitsoldaten bei Zugrun- 
delegung der Annahme, daß die Besoldungserhöhung ent- 
sprechend der Neuregelung in den Tarifverträgen erfolgt, 
und zwar 

— insgesamt, 

— beim Bund, 

— bei den Ländern, 

— bei den Gemeinden {Gemeindeverbänden), 

— bei der Deutschen Bundesbahn, 

— bei der Deutschen Bundespost? 


Die durchschnittliche prozentuale Anhebung der Bruttoabzüge 
im öffentlichen Dienst im Jahre 1974 beträgt im Vergleich zum 
Vorjahr 


beim Bund (ohne Bahn und Post) 

ohne Kinder- 
zusdilag 
11,78 

mit Kinder 
Zuschlag 
11,55 

bei der Deutschen Bundesbahn 

11,94 

11,61 

bei der Deutschen Bundespost 

12,00 

11,72 

bei den Ländern 

11,22 

10,95 

im kommunalen Bereich 

11,90 

11,62 

insgesamt 

11,64 

11,36. 


1.4 Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durchschnittliche^ 
prozentuale Anhebung der Bezüge im öffentlichen Dienst 
ohne Kinderzuschläge nach Abzug der Belastung dieser Be- 
züge mit Steuern (Lohnsteuer, Kirchensteuer, Ergänzungs- 
abgabe und Stabilitätszuschlag) durch den neuen Tarifab- 
schluß für Angestellte und Arbeiter und durch die bevor- 
stehende gesetzliche Erhöhung der Besoldung der Beamten, 
Richter, Berufs- und Zeitsoldaten bei Zugrundelegung der 
Annahme, daß die Besoldungserhöhung entsprechend der 
Neuregelung in den Tarifverträgen erfolgt? 


Da statistische Unterlagen über die steuerlichen Merkmale - 
Steuerklassen, Höhe der geltend gemachten Sonderausgaben, 
Werbungskosten, Inanspruchnahme des § 7 b EStG, u. a. - der 
im öffentlichen Dienst beschäftigten Personen nicht vorliegen, 
läßt sich die durchschnittliche Anhebung der Bezüge nach Ab- 
zug der Steuern für die Bediensteten insgesamt nicht feststellen. 
Entsprechende Angaben lassen sich lediglich für Einzelfälle er- 
mitteln. 

Danach beträgt die Anhebung der Bezüge nach Abzug der 
Steuern z. B. für einen Verheirateten in Steuerklasse III, 1 Kind 
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(Sonderausgaben in bestimmter Höhe unterstellt) bezogen auf 
ein volles Jahr: 

a) für einen Arbeiter mit einem Monatseinkommen 

(1973) von 1500 DM rund 10,3 v. H. 

b) für einen Angestellten mit einem Monatseinkommen 

(1973) von 1800 DM rund 9,7 v. H. 

c) für einen Beamten mit einem Monatseinkommen 

(1973) von 2000 DM rund 9,6 o. H. 


2. Finanzielle Auswirkungen 

2.1 Wie hoch sind die Mehrausgaben durdi den Tarifabschluß 
für AngesLellte und Arbeiter und durch die bevorstehende 
gesetzliche Erhöhung der Besoldung der Beamten, Richter, 
Berufs- und Zeitsoldaten bei Zugrundelegung der Annahme, 
daß die Besoldungserhöhung entsprechend der Neuregelung 
in den Tarifverträgen erfolgt, und zwar 

— insgesamt, 

— beim Bund, 

— bei den Ländern, 

— bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden), 

— bei der Deutschen Bundesbahn, 

— bei der Deutschen Bundespost? 


Die Tarif- und Besoldungserhöhungen führen zu folgenden 
Mehrausgaben: 

Mrd. DM 


beim Bund (ohne Bahn und Post) 

2,56 

bei der Deutschen Bundesbahn 

1,64 

bei der Deutschen Bundespost 

1,47 

bei den Ländern 

5,53 

im kommunalen Bereich 

3,95 

insgesamt 

15,15 


2.2 Welcher Teil dieser Mehrausgaben ist auf den Ansätzen 
für Personalausgaben 

— im Regierungsentwurf des Bundeshaushaltes 1974, 

— im Voranschlag 1974 der Deutschen Bundespost, 

— im Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das 
Geschäftsjahr 1974 

nicht gedeckt? 

Im Regierungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 1974 sind für 
Verbesserungen der Dienst- und Versorgungsbezüge sowie der 
Angestelltenvergütungen und der Arbeiterlöhne im Bundes- 
bereich Personalverstärkungsausgaben von rund 1,5 Mrd. DM 
enthalten. Von den darüber hinausgehenden Mehrkosten kön- 
nen rund 800 Mio DM aus dem. Globaltitel „Besondere Verpflich- 
tungen“ gedeckt werden. 

Im Voranschlag 1974 der Deutschen Bundespost sind durch die 
Ansätze für Personalausgaben rund 590 Mio DM der Mehraus- 
gaben nicht gedeckt. Um diesen Betrag wird sich der Verlust 
erhöhen. 
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Im Wirtschaftsplan der Deutschen Bundesbahn für 1974 sind die 
Personalmehrausgaben nicht veranschlagt. In Höhe von rund 
810 Mio DM stehen bisher nicht veranschlagte Mehreinnahmen 
aus Tariferhöhungen im Personen- und Güterverkehr den Per- 
sonalmehrausgaben gegenüber, so daß sich der Verlust infolge 
Personalkostensteigerungen um rund 800 Mio DM erhöhen 
wird. 


2.3 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung den Teil 
der Mehrausgaben, der aus den derzeitigen Personalan- 
sätzen in den Haushalten bzw. Haushaltsentwürfen für 1974 

— der Länder, 

— der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
nicht zu decken ist? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen ha- 
ben die Länder und die Gemeinden (Gemeindeverbände) in 
ihren Haushaltsansätzen für 1974 linerare und strukturelle Ta- 
rif- und Besoldungsverbesserungen von durchschnittlich knapp 
6 V. H. bzw. rund 8 v. H. berücksichtigt. Davon ausgehend schätzt 
die Bundesregierung unter Zugrundelegung der Annahme, daß 
die Besoldungsregelung entsprechend der Neuregelung in den 
Tarifverträgen erfolgt, den Teil der Mehrausgaben, der in den 
Personalansätzen der Haushalte bisher nicht enthalten ist, 

— bei den Ländern auf .twa 2,4 Mrd. DM und 

— bei den Gemeind^ . (Gemeindeverbänden) 
auf etwa 0,8 DM. 


2.4 Wie hoch ist das voraussichtliche Steuermehraufkommen 
durch den Tarifabschluß für Angestellte und Arbeiter und 
durch die bevorstehende gesetzliche Erhöhung der Besol- 
dung der Beamten, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten bei Zu- 
grundelegung der Annahme, daß die Besoldungsregelung 
entsprechend der Neuregelung in den Tarifverträgen erfolgt 

— bei der Lohnsteuer, 

— bei der Ergänzungsabgabe, 

— bei der Stabilitätsabgabe, 

und wie verteilt sich dieses Mehraufkommen auf Bund, 
Länder und Gemeinden? 


Für einzelne Bereiche liegen, wie bereits in der Antwort zu Zif- 
fer 1.4 ausgeführt wurde, keine steuerstätistischen Unterlagen 
über die jeweilige Einkommensschichtung in Verbindung mit den 
steuerlichen Merkmalen der Beschäftigten vor. Es ist deshalb 
nicht möglich, das voraussichtliche Steuermehraufkommen aus 
den Tarif abschlüssen bzw. den anstehenden Besoldungserhö- 
hungen im öffentlichen Dienst zu ermitteln. Die steuerlichen 
Auswirkungen lassen sich nur für Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen der Volkswirtschaft insgesamt berechnen. 


2.5 Inwieweit ist dieses Mehraufkommen in den bisherigen 
Steuerschätzungen, die dem Regierungsentwurf des Bundes- 
haushaltsplanes 1974 zugrunde liegen, nicht enthalten? 


Wie in der Beantwortung zur Frage 2.4 ausgeführt, lassen sich 
die steuerlichen Auswirkungen von Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen nicht für einzelne Bereiche (wie z. B. für den öffentlichen 
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Dienst), sondern nur für die Volkswirtschaft insgesamt berech- 
nen. Die im Regierungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 
nachgewiesenen Lohnsteuereinnahmen sind vom Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen" am 4./5. März 1974 bestätigt worden, so 
daß damit auch die Steuermehreinnahmen auf Grund der Lohn- 
und Gehaltserhöhungen im öffentlichen Dienst im Regierungs- 
entwurf berücksichtigt worden sind. 


3. Gesamtwirtsdiaftlidie Auswirkungen 

Der von der Bundesregierung beschlossene Jahreswirtschafts- 
beridit für 1974 (Drucksache 7/1646) und die darin enthaltene 
Jahresprojektion 1974 beruht auf der Annahme einer durch- 
schnittiidien Verbesserung der Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer von 8V2 bis 91/2 v. H. Der Tarif- 
abschluß im öffentlichen Dienst führt zu einer wesentlich stär- 
keren nominellen Erhöhung der Bezüge im öffentlichen Dienst? 
eine entsprechende Entwicklung in anderen Bereichen zeichnet 
sich ab. Das bedingt zwangsläufig, wie auch von der Bundes- 
regierung mehrfach hervorgehoben, eine Veränderung der Eck- 
werte der Jahresprojektion. 

3.1 Welche neuen Eckwerte ergeben sich in der Jahresprojek- 
tion für 1974, wenn man davon ausgeht, daß die durch den 
neuen Tarifabschluß im öffentlichen Dienst herbeigeführte 
durchschnittliche Anhebung der Bezüge auch bei den neuen 
Abschlüssen für alle übrigen Tarifbereiche im Durchschnitt 
mindestens erreicht wird und die Bruttolohn- und -gehalts- 
summe je beschäftigten Arbeitnehmer im Durchschnitt um 
den gleichen Prozentsatz steigt wie im öffentlichen Dienst 
insgesamt? 


Die Bundesregierung hält den Tarif abschluß im öffentlichen 
Dienst unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten für pro- 
blematisch. 

Zu den gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen der neueren Ta- 
rifentwicklung wird die Bundesregierung demnächst im Rah- 
men der Bundestagsdebatte zum Jahr es wirtschaftsbericht 1974 
Stellung nehmen. 


3.2 Wie beurteilt die Bundesregierung den Tarifabschluß im 
öffentlidien Dienst? Teilt sie insbesondere die Auffassung 
des Verhandlungsführers der Länder im Tarifstreit, des 
nordrhein-westfälischen Finanzministers Wertz, der den 
neuen Tarifabschluß als „unverantwortlich bezeichnet hat? 


Die Bundesregierung hat dem Tarif abschluß im Interesse der in 
der Schlußphase der Verhandlungen in Frage gestellten Solida- 
rität der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes nur unter Zu- 
rückstellung schwerster Bedenken zugestimmt. Bei dieser Ent- 
scheidung wurde sie durch die Ministerpräsidenten der Länder 
unterstützt, die aus diesem Anlaß am 13. Februar 1974 mit dem 
Bundeskanzler und den Verhandlungsführern der öffentlichen 
Arbeitgeber zur gemeinsamen Beratung zusammengetreten wa- 
ren. Die dem Verhandlungsführer der Länder in diesem Zusam- 
menhang zugeschriebene Äußerung kennzeichnet die Schwere 
der Entscheidung, bei der nicht zuletzt auch die Notwendigkeit 
maßgebend war, die Folgen einer eskalierten Fortsetzung des 
Arbeitskampfes von der Bevölkerung abzuwenden. 
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